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Stellungnahme der FMA zum Begutachtungsentwurf für ein Zahlungsdienstegesetz 
2018 (PSD II Umsetzung) 
 
GZ. BMF-040400/0004-III/5/2017 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die FMA begrüßt den vorliegenden Gesetzesentwurf und bedankt sich für die Gelegenheit, 

zum Entwurf Stellung zu nehmen. 

 

Wie in den Erläuterungen zum Entwurf zutreffend ausgeführt wird, hat sich der 

Zahlungsverkehrsmarkt seit Inkrafttreten des ZaDiG im Jahr 2009 in technischer Hinsicht 

erheblich weiterentwickelt. Die praktische Bedeutung und Vielfalt elektronischer 

Zahlungsdienstleistungen hat weiter stark zugenommen. Mobile Zahlungen sind im 

Massenmarkt angekommen. FinTech-Unternehmen treiben die weitere Entwicklung mit 

innovativen Finanzdienstleistungen voran. Aus Aufsichtssicht ist es wichtig, dass auch die 

regulatorischen Rahmenbedingungen mit der Marktentwicklung Schritt halten. Es ist daher zu 

begrüßen, dass der österreichische Gesetzgeber mit diesem Entwurf – so wie der europäische 

Gesetzgeber mit der Verabschiedung der zweiten Zahlungsdiensterichtlinie (EU) 2015/2366 

(PSD II) – das Recht der Zahlungsdienstleister weiter modernisiert. 

 

Zu einzelnen Aspekten des Begutachtungsentwurfs erlauben wir uns wie folgt Stellung zu 

nehmen: 

 

Zu § 13 ZaDiG 2018 

In § 3 Abs. 4 und 5 des Entwurfs werden die Anzeigepflichten gemäß Art. 37 Abs. 2 und 3 

PSD II umgesetzt. Gemäß Art. 37 Abs. 5 iVm. Art. 14 PSD II sind die aufgrund dieser 

Anzeigepflichten angezeigten Dienstleistungen im Register im Herkunftsmitgliedsstaat 

einzutragen. Wir regen an, eine entsprechende Eintragungsmöglichkeit im ZaDiG 2018 

vorzusehen, beispielsweise durch eine Ergänzung von § 13 Abs. 2. 

 

Zu § 27 Abs. 4 ZaDiG 2018 

Die Bestimmungen des FM-GwG sind grundsätzlich von inländischen Instituten sowie von 

Instituten aus Mitgliedstaaten einzuhalten, die in Österreich über eine Zweigstelle tätig werden. 
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Inländische Aktivitäten durch Unternehmen aus Mitgliedstaaten im Rahmen der 

Dienstleistungsfreiheit, die nicht über eine inländische Niederlassung ausgeübt werden, sind 

dagegen grundsätzlich nicht vom FM-GwG erfasst (siehe § 2 Z 1 FM-GwG, insbesondere 

dessen lit. a und h; übereinstimmend auch Art. 48 Abs. 4 der 4. Geldwäsche-Richtlinie (EU) 

2015/849). Die im FM-GwG vorgenommene Abgrenzung ist sachgerecht und sollte im 

Interesse einer konsistenten Gesetzgebung auch in § 27 Abs. 4 ZaDiG 2018 beibehalten 

werden. Dies ist auch aus Sicht der Aufsichtspraxis angezeigt, weil eine effektive Aufsicht im 

Bereich der Geldwäscheprävention an der Niederlassung des Unternehmens anknüpfen sollte. 

Wir regen daher an, in § 27 Abs. 4 die Anwendbarkeit des FM-GwG nur auf jene 

Zahlungsinstitute zu erstrecken, die in Österreich in Ausübung der Niederlassungsfreiheit tätig 

werden. 

 

Wir ersuchen höflich um Berücksichtigung unserer Anregungen und stehen für Rückfragen 

sehr gerne zur Verfügung. 

 

Diese schriftliche Stellungnahme wurde auch an die Präsidentin des Nationalrates 

(begutachtungsverfahren@parlament.gv.at) übermittelt.  
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